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Mit dem iran-report stellt die Heinrich-Böll-Stiftung 
der interessierten Öffentlichkeit eine Zusammenfassung ihrer kontinuierli-
chen Beobachtung relevanter Ereignisse in Iran zur Verfügung.  
Nach der von der Heinrich-Böll-Stiftung im April 2000 veranstalteten  
Berlin-Konferenz und verstärkt infolge der Anschläge am 11. September 
stellen die Entwicklungen in Iran und der Region einen zentralen Arbeits-
schwerpunkt der Stiftung dar.  
Der iran-report erscheint monatlich (Nr. 11/2006 Anfang November)  
und wird einem breiteren InteressentInnenkreis aus Politik, Wissenschaft 
und Medien zur Verfügung gestellt. 
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I. Innenpolitik 
 
Tageszeitung Schargh verboten 
 
Im Zuge der jüngsten Angriffe auf die 
Pressefreiheit wurde am 11. September 
die liberale Tageszeitung Schargh ver-
boten. Schargh war zwar in ihren Posi-
tionen keineswegs radikal, begnügte 
sich mit einer recht behutsamen Kritik 
und versuchte die vom Regime gesetzten 
und immer enger werdenden Grenzen ein-
zuhalten, aber sie war sehr informativ 
und in ihrer Berichterstattung sehr 
zuverlässig. Sie wurde nicht wie sonst 
üblich von der Justiz verboten, son-
dern von der Presseaufsicht. Dieses 
Gremium hat eigentlich keine Urteils- 
und Vollstreckungsbefugnisse. Dennoch 
nahm es sich heraus, die Zeitung 
schließen zu lassen. Die Zeitung sei 
wegen dutzender Ordnungswidrigkeiten 
verboten worden, behauptete die Pres-
seaufsicht. Den letzten Anlass bot ei-
ne Karikatur, die einen Esel und ein 
Pferd auf einem Schachbrett zeigte. 
Der Esel hielt den Mund geöffnet und 
war mit einem Heilligenschein umgeben, 
während das Pferd völlig emotionslos 
wirkte. Offensichtlich konnte die Ka-
rikatur so verstanden werden, dass der 
Esel den iranischen Präsidenten Mahmud 
Ahmadinedschad bei Verhandlungen über 
den Atomstreit darstellen sollte. Hat-
te doch der Präsidenten im vergangenen 
Jahr seinem Kabinett berichtet, dass 
er bei seinem Auftritt auf der UN-
Vollversammlung den Schutz des verbor-
genen Imam, dem schiitischen Messias, 
genossen habe und sein Haupt mit einem 
Heiligenschein umgeben gewesen sei. 
 
Bereits vor Wochen war Schargh gewarnt 
und aufgefordert worden, binnen eines 
Monats einen neuen Geschäftsführer zu 
benennen. Schargh hatte sich der Will-
kür gebeugt, jedoch gebeten, die Frist 
um einen weiteren Monat zu verlängern. 
 
Die Presseaufsicht behauptete, Schargh 
habe mehrmals „provokative Artikel 
veröffentlicht“ und „die nationale 
Einheit zu schwächen versucht“. In der 
Begründung, die das Gremium nach dem 
Verbot veröffentlicht hat, werden fol-
gende Beispiele genannt: Bericht über 
sexuelle Beziehungen vor einer Ehe-
schließung, Verunglimpfung der islami-
schen Revolution, Bericht über unehe-
liche Kinder, Artikel, der ein ver-
zerrtes Bild der Islamischen Republik 
vermittelte und kritische Passagen ge-
gen Ayatollah Chomeini enthielt, In-
terview mit einem ausländischen Bot-

schafter, bei dem sich der Botschafter 
einmischend über die inneren Angele-
genheiten Irans äußerte und von der 
Zeitung sympathisch dargestellt wurde, 
Übersetzung eines Interviews mit dem 
damaligen israelischen Ministerpräsi-
denten Ariel Scharon unter dem Titel: 
„Israel ist kein Waisenknabe“, irre-
führende Analyse der Beziehung zwi-
schen der Regierung und den theologi-
schen Hochschulen, Verunglimpfung re-
ligiöser Vorschriften, Darstellung des 
Senders BBC als eine Quelle zuverläs-
siger Informationen und Interview mit 
einem Mitarbeiter des Senders, Werbung 
für einen verbotenen Film, in dem die 
Islamische Republik in ein falsches 
Licht gerückt wird, Verbreitung mar-
xistischen Gedankenguts, Veröffentli-
chung von moralisch verwerflichen Fo-
tos. 
 
Gleichzeitig mit Schargh wurden auch 
die Zeitschriften „Nameh“, „Chatereh“ 
und „Hafis“ verboten. Madjid Tawallai, 
Chefredakteur der Zeitschrift Nameh, 
erklärte gegenüber der Nachrichten-
agentur Irna, Grund für das Verbot 
seiner Zeitschrift sei die Veröffent-
lichung eines Gedichts der bekannten 
Dichterin Simin Behbahani. Das Gedicht 
sei aus einem Gedichtsband entnommen, 
der zweimal mit Zustimmung der Zensur-
behörde aufgelegt wurde. Das Gedicht 
sei nach Meinung der Presseaufsicht 
für die Staatsführung beleidigend.     
 
         
Ahmadinedschad will liberales Denken 
aus Universitäten verbannen 
 
Bei einer Rede vor Studenten in Tehe-
ran bekräftigte Irans Staatspräsident 
Mahmud Ahmadinedschad seine Absicht, 
liberale und laizistische Gedanken aus 
den Universitäten zu verbannen. Das 
iranische Bildungssystem werde seit 
150 Jahren von säkularen Ideen beein-
flusst, sagte er. „Es wird schwierig, 
das zu ändern, aber wir müssen das ge-
meinsam angehen.“ Zwar seien einige 
Maßnahme bereits getroffen worden, die 
reichten aber nicht aus. Der Regie-
rungschef forderte die Studenten auf, 
sich zu wehren. „Es gab eine Zeit, in 
der die Studenten Schulter an Schulter 
mit dem Volk die Unabhängigkeit des 
Staates forderten.“ Auch jetzt sollten 
sie als „Fordernde“ auftreten. „Ein 
Student muss gegen liberales Denken 
und liberale Wirtschaft anschreien. 
Ein Student muss nachfragen, wenn ein 
säkularer Lehrer jemandem schlechte 
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Noten gibt, der nicht dieselben Ideen 
hat wie er.“   
 
 
Geheimdienst stürmt Büro des Akademi-
kervereins 
  
Am Mittag des 18. September wurde das 
Büro des Vereins der Akademiker in Te-
heran von Geheimdienstler gestürmt und 
vier Stunden lang durchsucht. Sämtli-
che Unterlagen, Dokumente, das Archiv 
und die Computer wurden beschlagnahmt. 
 
Abdollah Momeni, Sprecher des Vereins, 
berichtete der Presse, Mitglieder des 
Geheimdienstes hätten unter Vorlage 
eines Durchsuchungsbefehls nach einer 
vierstündigen Durchsuchung sämtliche 
Unterlagen und Bestände des Vereins 
mitgenommen. Die Aktion bestätige a-
bermals die Strategie der neuen Macht, 
die iranische Zivilgesellschaft und 
ihre Organisationen zu vernichten, 
sagte Momeni. Er rief die regierungsu-
nabhängigen Organisationen und politi-
sche Aktivisten auf, dieser Entwick-
lung Widerstand zu leisten. Seine Or-
ganisation werde gegen die unrechtmä-
ßige Beschlagnahmung juristisch vorge-
hen.       
 
 
Islamisierung der Schulen 
 
Es geht wieder einmal um die Ge-
schlechtertrennung an den Schulen, 
nicht um die Trennung von Schülerinnen 
und Schüler. Die besteht seit der 
Gründung der islamischen Republik. Es 
geht darum, die Lehrer von Schülerin-
nen und Lehrerinnen von Schülern zu 
trennen. Die Internetzeitung Roos be-
fasste sich in einem längeren Artikel 
mit den Bemühungen der neuen Regie-
rung, die Schulen zu islamisieren und 
von „verderblichen Tendenzen“ fernzu-
halten. Hier eine Kurzfassung des Ar-
tikels: 
 
Die ultrakonservative Tageszeitung 
Keyhan machte bekannt, dass einer An-
kündigung des stellvertretenden Kul-
tusministers zufolge, ab dem neuen 
Schuljahr (22. September) keine Lehrer 
an Mädchenschulen unterrichten sollen.  
Lehrerinnen sollen nur noch für Schü-
lerinnen zuständig sein. 
 
Zwar hatte das Ministerium für Bildung 
und Erziehung entsprechende Gerüchte, 
die in den letzten Monaten immer wie-
der auftauchten, zurückgewiesen. Aber 
nun scheint es damit ernst zu werden. 
Vor kurzem hatte der Islamist Makarem 

Schirazi, einer der bekanntesten reli-
giösen Instanzen, die Islamisierung 
der Schulen gefordert und gemeint: „In 
den Schulbüchern tauchen immer mehr 
Spuren der Feinde des Islam auf. Es 
ist mir zugetragen worden und auch ich 
selbst habe festgestellt, dass die 
Feinde des Islam ganz offensichtlich 
an den Schulen an Einfluss gewonnen 
haben.“ Als Beispiel nannte er das Fo-
to eines Mädchens ohne islamische 
Kleidung, das in einem Buch der fünf-
ten Grundschulklasse abgedruckt sein 
soll. Das Kultusministerium bestätigte 
die Kritik Schirazis. Trotz 27 Jahre 
islamischer Republik seien die Schulen 
alles andere als islamisch, verlautete 
aus dem Ministerium. Es müsse rasch 
Abhilfe geschaffen werden. 
 
Die neue Maßnahme soll sich laut Key-
han nicht allein auf staatliche, son-
dern auch auf private Schulen bezie-
hen. Der Stellvertretende Minister  
Hussein Harati begründete die Maßnahme 
mit der Absicht, die Beziehung zwi-
schen Lehrern und Schülern zu erleich-
tern. Die Forschung habe gezeigt, dass 
besonders junge Mädchen in höheren 
Klassen Schwierigkeiten hätten, den 
nötigen Kontakt zu ihren Lehrern her-
zustellen, sagte Harati. Genau hier 
liege auch der Grund für die häufigen 
Misserfolge der Frauen bei der Vorbe-
reitung für das Studium. 
 
Aber die Anordnung neuer Maßnahmen 
scheint weit einfacher zu sein als de-
ren Umsetzung: Sowohl für Mädchen- als 
auch für Jungenschulen besteht in Iran 
Lehrermangel. 54 Prozent des Lehrper-
sonals des Landes bestehen aus weibli-
chen Lehrkräften. Das sind 540 000 
Frauen. Ihnen stehen jedoch 7,5 Milli-
onen Schülerinnen gegenüber, die in 
diesem Schuljahr 42 000 Schulen besu-
chen werden. Es bleibt ein Rätsel, wie 
das Kultusministerium den Unterricht 
an den Schulen mit dem verfügbaren 
Lehrpersonal zu organisieren gedenkt. 
 
Doch die Geschlechtertrennung ist 
nicht die einzige Maßnahme zur Islami-
sierung der Schulen. Künftig soll auch 
die Geistlichkeit weit mehr als bisher 
Zugang zu den Schulen erhalten. Zudem 
soll der Koranunterricht verstärkt 
werden. Dieser Unterricht soll bereits 
im vorschulischen Alter stattfinden. 
Auch die Mütter sollen einen Koranun-
terricht erhalten. Der Staatssekretär 
im Bildungsministerium, Bagher 
Pischnamasi, erläuterte die Maßnahme 
mit einem Gleichnis. Die Erziehung an 
den Schulen sei wie das Wachsen eines 
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Baumes. Wenn die Wurzeln vom Glauben 
getränkt würden, würden auch der Stamm 
und die Zweige davon genährt. Ranghohe 
Vertreter des Ministeriums sind sogar 
der Meinung, selbst die Architektur 
der Schulen müsse islamisch sein. Dem-
nach sollen soweit wie möglich beste-
hende Schulgebäude umgebaut und Neu-
bauten sich an islamischer Architektur 
orientieren. 
 
Der Versuch, die Schulen vollständig 
zu islamisieren, ist nicht neu. Schon 
in den ersten Jahren nach der Revolu-
tion wurde dieses Ziel verfolgt. Aber-
tausende von Lehrern wurden entlassen, 
die Schulbücher umgeschrieben und der 
Unterricht wurde mit religiösem Inhalt 
gefüllt. Islamische Schülervereine ü-
bernahmen die Kontrolle der Lehrer und 
ihrer Mitschüler. Eine zeitlang führ-
ten sie sogar Leibesvisitationen 
durch. Dennoch konnte es nicht gelin-
gen, aus den Massen der Schüler brave, 
fromme und gleichgeschaltete Bürger zu 
bilden. Die überwiegende Mehrheit der 
Generationen, die nach der Revolution 
die Schule besucht hat, ist ganz ande-
re Wege gegangen und hat sich von den 
Vorstellungen der Islamisten weit ent-
fernt. Ob die Islamisten, die heute an 
der Macht sind, es schaffen werden, 
die Jugend nach ihrer Vorstellung zu 
erziehen, ist mehr als fraglich.    
 
 
Djahanbeyglu legt „Geständnisse“ ab 
 
Der iranische Kulturforscher und Phi-
losoph Ramin Djahanbeyglu wurde Ende 
April dieses Jahres vor seinem Abflug 
ins Ausland auf dem Teheraner Flugha-
fen festgenommen. Erst nach einigen 
Tagen gab die Justiz bekannt, er sei 
wegen Kontakten zu „ausländischen Ele-
menten“ und des Verdachts auf Spiona-
getätigkeit in Haft genommen worden. 
Zwei Monate später erklärte Irans Ge-
heimdienstchef Mohseni Ejehi, bei den 
Verhören habe sich herausgestellt, 
dass Djahanbeyglu von den USA den Auf-
trag erhalten habe, „eine sanfte Revo-
lution“ im Iran zu organisieren. Am 
17. August berichtete Oberstaatsanwalt 
Dorri Nadjafabadi der Presse, Djahan-
beiglu habe alles gestanden und zuge-
stimmt, dass die Videoaufzeichnungen 
seiner Geständnisse vom Fernsehen ge-
sendet werden. Am 30. August wurde 
Djahanbeyglu überraschend gegen eine 
hohe Kaution und um den Preis einer 
öffentlichen Selbstbezichtigung frei-
gelassen. 
 

Der 47-Jährige Djahanbeyglu, der neben 
der iranischen auch die kanadische 
Staatsbürgerschaft besitzt, hat sein 
Studium an der Sorbonne und Harvard-
Universität absolviert und bislang 
rund zwanzig Bücher veröffentlicht. 
Politisch war er nicht aktiv, er ge-
hörte keiner Organisation an. Sein An-
liegen, bei dem er sich an Isaiah Ber-
lin und Mahatma Gandhi orientierte, 
war, zwischen den großen Kulturen Brü-
cken zu bauen. Dazu lud er bedeutende 
westliche Intellektuelle wie Michael 
Ignatieff und Jürgen Habermas, deren 
Werke er auch zum Teil ins Persische 
übersetzte, nach Teheran ein und nahm 
selbst an internationale Tagungen über 
Kulturfragen teil. 
 
Wenige Stunden nach seiner Freilassung 
tauchte Djahanbeyglu bei der Nachrich-
tenagentur ISNA auf und bat um ein In-
terview. Er wolle dem zu erwartenden 
Ansturm der Presse zuvorkommen und die 
Öffentlichkeit über seinen Fall infor-
mieren. Er sei am 25. April unter dem 
Verdacht, gegen die Sicherheit des 
Landes verstoßen zu haben, verhaftet 
worden. Er versicherte mehrmals, weder 
physischem noch psychischem Druck aus-
gesetzt worden zu sein. Im Gefängnis 
sei er sehr höflich behandelt worden, 
er habe in seiner Einzelzelle fernse-
hen, Zeitungen und Bücher lesen und 
Besuche empfangen können! Er habe 
freiwillig auf einen Anwalt verzich-
tet! Den starken Verlust seines Kör-
pergewichts begründete er mit dem un-
gewohnten Gefängnisaufenthalt und der 
Trennung von seiner Familie. Und dann 
erzählte er, wie er als Akademiker in 
die Fänge der amerikanischen und zio-
nistischen Geheimdienste geraten sei 
und für deren Ziele, die sich gegen 
die nationalen Interessen Irans rich-
ten, eingespannt wurde. Man habe ihn 
oft zu Kongressen und Tagungen einge-
laden, ihm für seine wissenschaftli-
chen Projekte Stipendien gegeben und 
ihn zuletzt mit einer Arbeit über ei-
nen Vergleich der Intellektuellen in 
Osteuropa mit denen im Iran beauf-
tragt. Er habe untersuchen sollen, wie 
weit iranische Intellektuelle in der 
Lage seien, ähnlich wie in den Staaten 
Osteuropas eine „sanfte Revolution“ zu 
organisieren. „Wenn ich zurückblicke, 
merke ich, dass ich nichts anderes war 
als ein Opfer, das in die Fänge der 
Geheimdienste geraten war“, erklärte 
Djahanbeyglu.  
 
Auf die Frage, ob er den Vorwurf, ge-
gen die nationale Sicherheit verstoßen 
zu haben, akzeptiert habe, sagte Dja-
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hanbeyglu. „Ja“ er habe seine Schuld 
gestanden und habe zugegeben, dass er 
mit „Fremden“ zusammengearbeitet habe. 
Er habe jedoch hinzugefügt, dass er 
unbewusst auf diese „schiefe Bahn“ ge-
raten sei. 
 
Die Botschaft ist mehr als deutlich: 
Hinter jedem Angebot aus dem Ausland, 
einen Artikel zu schreiben, an einer 
Tagung teilzunehmen, ein Interview zu 
geben oder die Finanzierung eines wis-
senschaftlichen Projekts anzunehmen, 
stecke eine Falle der Geheimdienste, 
folglich sei jeder Kontakt mit dem 
Ausland Verrat an nationalen Interes-
sen.  
 
Vermutlich wird niemand im Iran an die 
Echtheit der Aussagen Djahanbeyglus 
glauben. Jeder kennt die Methoden, je-
der weiß, dass solche öffentlichen 
Selbstbezichtigungen nur durch Folter 
und massive Drohungen zustande kommen 
können. Dennoch ist Djahanbeyglu wahr-
scheinlich für immer verloren. Denn 
wer könnte die eigene Würde so verlet-
zen, wenn er nicht innerlich zerbro-
chen wäre?       
 
 
 
Chatami in den USA 
 
Ex-Staatspräsident Mohammad Chatami 
hielt sich im September für zwei Wo-
chen in den USA auf. Er folgte mehre-
ren Einladungen, unter anderem zu ei-
nem Vortrag in der Washington National 
Cathederal, die einen Ruf als Ort für 
Debatten über religionsübergreifende 
Themen hat und zur Teilnahme an einer 
Konferenz der Vereinten Nationen. 
 
Chatami ist der ranghöchste iranische 
Politiker, der seit dem Abbruch der 
diplomatischen Beziehungen zwischen 
Iran und den USA vor mehr als einem 
Vierteljahrhundert eine Einreiseer-
laubnis erhielt. Zwar sähen die USA 
Iran als das Land, das den Terror un-
terstütze, sagte Außenamtssprecher Tom 
Casey. Damit würden aber nicht automa-
tisch alle Bürger des Landes als Ter-
roristen angesehen. Chatami könne sich 
nun die Sorgen der Amerikaner anhören 
und werde sicher auch mit kritischen 
Fragen konfrontiert werden. Demgegen-
über bezeichnete US-Senator Rick San-
torum von den Republikanern die Ent-
scheidung der Visa-Gewährung als 
„falsch“. Auch unter dem so genannten 
Reformer Chatami sei die freie Mei-
nungsäußerung in Iran unterdrückt wor-
den, sagte er. Nun könne Chatami in 

den USA herumreisen und die US-Bürger 
in die Irre führen. 
 
Auch in Iran wurde die Reise Chatamis 
seitens der Radikal-Islamisten scharf 
kritisiert. Fatemeh Radjabi, die Frau 
des Regierungssprechers Gholamhossein 
Elham, die zu den treuesten Anhängern 
Ahmadinedschads gezählt wird, bezeich-
nete Chatami als „Verräter“ und for-
derte, ihm solle das Tragen des geist-
lichen Gewands verboten werden. Be-
kannt wurde Radjabi durch ein Buch mit 
dem Titel „Ahmadinedschad – das Wunder 
des dritten Jahrtausends“, in dem sie 
die Meinung äußert, Ahmadinedschad ha-
be die ganze Welt in Erstaunen ver-
setzt und Iran die Hoffnung gebracht, 
sich endlich der reinen Lehre des Is-
lam widmen zu können. 
 
Auch die Tageszeitung Keyhan, die als 
Sprachrohr der Ultrakonservativen 
gilt, warf Chatami vor, sich der Poli-
tik der USA angeschlossen zu haben. 
Die von Chatami geäußerten Ansichten 
stehen im krassen Widerspruch zu den 
Positionen des Ayatollah Chomeini, 
meinte die Zeitung. Chatami müsse für 
seine Auftritte in den USA zur Verant-
wortung gezogen werden. 
 
Chatami hatte im Gegensatz zu Ahmadi-
nedschad den Holocaust als eine histo-
rische Tatsache bezeichnet und die At-
tentate vom September 2001 scharf ver-
urteilt und gemeint, die Attentäter 
würden sicherlich nicht ins Paradies 
kommen. Auch über den Irak vertrat der 
Ex-Präsident Ansichten, die der offi-
ziellen Position Teherans entgegenge-
setzt waren. Die US-Streitkräfte dürf-
ten vorläufig den Irak nicht verlassen 
und die neu gewählte Regierung den 
Aufständischen und Terroristen über-
lassen, sagte er. Iran sei den USA 
nicht feindlich gesinnt, beide Länder 
hätten gemeinsame Interessen im Irak 
und in Afghanistan. Die gegenseitigen 
Attacken müssten beendet und der Weg 
für direkte Gespräche geebnet werden.     
 
 
Dunkelste Zeit der Repression       
 
Der Verein zur Verteidigung der Pres-
sefreiheit bezeichnete in einem offe-
nen Brief die gegenwärtige Lage der 
Presse als „dunkelste Zeit der Repres-
sion“. Die in letzter Zeit sich häu-
fende Missachtung der Verfassung und 
der Pressegesetze durch das Kultusmi-
nisterium, den Nationalen Sicherheits-
rat und die Staatsanwaltschaften in 
Teheran und in der Provinz sei äußerst 
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besorgniserregend, heißt es in dem 
Brief. Der offensichtliche Kurswechsel 
in der Kulturpolitik habe nicht nur 
zur Verschärfung der Zensur geführt, 
sondern auch Reporter, Redakteure und 
Herausgeber zu Selbstzensur gezwungen. 
Die Einschränkung der Pressefreiheit 
sei nun soweit gediehen, dass das Kul-
tusministerium kürzlich eine Liste von 
Internetdiensten an die Zeitungen ge-
schickt und sie angewiesen habe, aus-
schließlich diese als Grundlage für 
Nachrichten, Berichte und Interviews 
zu verwenden.  
 
Bis vor kurzem hätten das Kultusminis-
terium, der Nationale Sicherheitsrat 
und die Staatsanwaltschaften mündlich 
oder schriftlich die Journalisten auf 
Verbote und Einschränklungen aufmerk-
sam gemacht. „Heute sind wir so weit, 
dass diese Instanzen uns schriftlich 
mitteilen, worüber und über wen wir 
schreiben dürfen“, beklagen die Unter-
zeichner des Briefes und fügen hinzu: 
„Heute unterliegen Reporter und Jour-
nalisten bei der Nachrichtensammlung 
und beim Verfassen von Berichten un-
zähligen Einschränkungen.“ 
 
Ein solcher Umgang mit der Presse er-
wecke allmählich den Anschein, als 
seien die Maßnahmen völlig legal. Da-
bei stehen sie im krassen Widerspruch 
zu den Gesetzen und zu der Verfassung.  
 
Der Verein zur Verteidigung der Pres-
sefreiheit ist der Auffassung, dass 
die gegenwärtige Lage der Presse „die 
schwärzeste Zeit in den vergangenen 
hundert Jahren“ bilde. Er fordert die 
sofortige Einstellung sämtlicher Maß-
nahmen, die den Gesetzen und der Ver-
fassung widersprechen. Abschließend 
fordert der Verein, die Verantwortli-
chen beim Kultusministerium, den Nati-
onalen Sicherheitsrat und die Staats-
anwaltschaften wegen Missachtung der 
Gesetze und der Verfassung juristisch 
zur Rechenschaft zu ziehen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

II. Wirtschaft 
 
Ex-Verkehrsminister zieht Bilanz 
 
Der ehemalige Verkehrsminister Ahmad 
Chorram hat nach dreijährigem Schwei-
gen in einem längeren Gespräch mit der 
Nachrichtenagentur ILNA über die Lage 
der iranischen Wirtschaft und des Ver-
kehrs gesprochen. Chorram wurde 2004 
vom Parlament zum Rücktritt gezwungen, 
diente dem Kabinett Chatami jedoch bis 
zum Regierungswechsel im Juli 2005 als 
Wirtschaftsberater. 
 
Er befürchte, die Zukunft der irani-
schen Wirtschaft werde nicht allzu ro-
sig sein, sagte Chorram. Die Neigung 
der Unternehmen, in Aufbauprojekte zu 
investieren, sei äußerst gering. Dazu 
käme der ständige Preisanstieg. In der 
Bauwirtschaft zum Beispiel sei der 
Preis für Stahl um sechzig Prozent an-
gestiegen und Zement werde für 80 Dol-
lar pro Tonne importiert. 
 
Vor der Revolution habe man laut offi-
ziellen Statistiken für die Durchfüh-
rung von kleinen, mittelgroßen und 
großen Projekten im Durchschnitt 30 
Monate benötigt. Nach der Revolution 
brauche man für ähnliche Projekte im 
Durchschnitt 5, 6, 9 und gar 11,5 Jah-
re. Das sei für die Wirtschaft äußerst 
schädlich, sagte der Ex-Minister. Die 
lange Durchführungszeit habe zur Fol-
ge, dass die tatsächlichen Kosten das 
geplante Budget weit überschreiten.  
 
Iran habe die Chance verpasst, seine 
einzigartige strategische und geopoli-
tische Lage zu nutzen und mit seiner 
2000 Kilometer langen Grenze am Persi-
schen Golf, seiner Nachbarschaft zu 
den Staaten der ehemaligen Sowjetunion 
und dem leichten Zugang nach Europa 
als wichtiges Transitland zu wirken. 
Der Bau von Schienen, Autobahnen, 
Straßen hätte nicht nur die Arbeitslo-
sigkeit erheblich reduziert, diese 
hätten auch als Transportwege wichtige 
Quellen für Einnahmen sein können. 
Statt sich solchen Großprojekten zu 
widmen, hätten sich die Vorgängerre-
gierungen für den Bau kleinerer Stra-
ßen zwischen den Dörfern und kleinen 
Orten entschieden. Um die wichtigsten 
Industriezentren miteinander zu ver-
binden, seien mindestens 16 000 Kilo-
meter Autobahn nötig. Bisher seien je-
doch nur 5000 Kilometer Autobahn ge-
baut worden. Diese Fehlplanung werde 
fortgesetzt. Wie im Staatshaushalt 
vorgesehen, sollen für den Bau von Au-
tobahnen jährlich 200 Millionen Dollar 
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ausgegeben werden. Demgegenüber betra-
gen die Ausgaben für Verbindungsstra-
ßen und Wege zwischen kleinen Ort-
schaften eine Milliarde Dollar. 
 
Die Regierung habe keinerlei langfris-
tige Konzepte für Transport und Ver-
kehr, sagte Chorram. Alles werde plan-
los und ad hoc entschieden. Von der 
Gründung der Islamischen Republik bis 
zum Jahr 2002, das heißt innerhalb von 
23 Jahren, seien insgesamt 2000 Kilo-
meter Straßen gebaut worden, also im 
Durchschnitt etwa 100 Kilometer im 
Jahr, obwohl gemessen an den vorhande-
nen Kapazitäten mindestens 1000 Kilo-
meter jährlich möglich gewesen wären.  
 
Eine ähnliche Entwicklung sei im Flug-
verkehr zu beobachten, erklärte Chor-
ram. Während der erwähnten 23 Jahre 
habe Iran lediglich mit insgesamt 14 
neuen Flugzeugen die Luftfahrtflotte 
erweitern können, was allerdings in 
erster Linie dem durch die USA ver-
hängten Wirtschaftsboykott geschuldet 
sei. Erst während seiner Amtszeit habe 
er den Kauf von weiteren 28 gebrauch-
ten Maschinen veranlasst. 
 
Auch die Maßnahmen zur Verkehrssicher-
heit seien völlig unzulänglich gewe-
sen. Er sei der erste Verkehrsminister 
gewesen, der Statistiken über Ver-
kehrsopfer veröffentlicht und auf 
19.000 Verkehrstote im Jahr aufmerksam 
gemacht habe.  
 
 
Täglich 27 Tote in Teheran wegen ver-
schmutzter Luft 
 
Fatahollah Emami, zuständige für öko-
logische Probleme der Hauptstadt Tehe-
ran, berichtete, im vergangenen Jahr 
seien in Teheran rund zehntausend Men-
schen infolge der verschmutzten Umwelt 
gestorben. „Täglich sterben im Durch-
schnitt 27 Personen“, sagte Emami „und 
die Lage wird immer schlimmer“. Sollte 
der Teheraner Verkehr sich wie bisher 
weiterentwickeln, werde es in fünf 
Jahren keinen Bezirk mehr geben, in 
dem die Umwelt „sauber und gesund“ wä-
re. Jeden Tag würden in der Stadt 1200 
Fahrzeuge zugelassen. Der Autoverkehr 
sei die Hauptursache der Luftverseu-
chung.  
 
Auch der für die Umweltkontrolle der 
Hauptstadt zuständige Beamte Bastami 
meinte der Nachrichtenagentur ISNA ge-
genüber, es sei zu befürchten, dass 
die Teheraner Schulen unmittelbar nach 
Beginn des neuen Schuljahrs am 23. 

September geschlossen werden müssten. 
Er schlage vor, die Schüler in drei 
Gruppen einzuteilen und abwechselnd 
jede Gruppe eine Woche lang zu unter-
richten. Bis zum Redaktionsschluss 
(1.10.) sind keine Maßnahmen getroffen 
worden, die Schulen gänzlich oder 
teilweise zu schließen. 
 
Auch im vergangenen Jahr mussten An-
fang Dezember sämtliche Schulen und 
Behörden wegen stark verschmutzter 
Luft geschlossen werden. Sachverstän-
dige sind der Meinung, dass das öf-
fentliche Verkehrsnetz der Hauptstadt, 
vor allem die U-Bahn, so rasch wie 
möglich ausgebaut werden muss. Doch 
solche Empfehlungen lassen offenbar 
die Verantwortlichen kalt. Der Stell-
vertretende Leiter des Teheraner Ver-
kehrsamts erklärte in einem Gespräch 
mit der Nachrichtenagentur ISNA, in 
den vergangenen sechs Monaten sei 
nicht ein Heller für den Ausbau der 
öffentlichen Verkehrsmittel ausgegeben 
worden.     
 
 
Washington warnt vor Geschäften mit 
iranischen Banken 
 
Der amerikanische Finanzminister Henry 
Paulson hat internationale Banken vor 
Geschäften mit iranischen Banken und 
Unternehmen gewarnt. Viele seien in 
die Terrorfinanzierung und Weiter-
verbreitung von Atomwaffen verwickelt, 
sagte Paulson nach einem Treffen der 
Finanzminister und Notenbankchefs der 
sieben wichtigsten Industrieländer 
(G7) in Singapur am 16. September. Er 
fordere zwar keinen Boykott. Aber „wir 
müssen achtsam sein,“ sagte er. Inter-
nationalen Banken müssten die Risiken 
klargemacht werden, wenn sie mit ira-
nischen Firmen zusammenarbeiten. 
 
Bereits am 8. September hatte das US-
Finanzministerium die iranische 
Staatsbank Saderat vollständig von 
Transaktionen im amerikanischen Fi-
nanzsystem ausgeschlossen, weil sie 
die libanesische Hisbollah-Miliz und 
die palästinensische Hamas finanziert 
haben soll. 
 
„Diese Bank mit ihren 3400 Zweigstel-
len wird von der iranischen Regierung 
dazu benutzt, Gelder an Terroristen-
gruppen weiterzuleiten“, begründete 
Finanzstaatssekretär Stuart Levy auf 
einer Veranstaltung des American En-
terprise Institute in Washington den 
Schritt. „Wir werden einer Bank wie 
Saderat nicht länger erlauben, im US-
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Finanzsystem Geschäfte zu tätigen, 
selbst wenn sie indirekt sind.“ Levy 
betonte, der direkte Zugang zum Fi-
nanzsystem sei iranischen Finanzinsti-
tuten bereits verwehrt. Sie hätten je-
doch weiter die Möglichkeit, über Ban-
ken aus Drittländern zu agieren. 
 
Auf diese Maßnahme drohte der irani-
sche Finanzminister, einen Teil der 
iranischen Währungsreserven aus dem 
Dollar abzuziehen und in den Euro um-
zuschichten. Dies könnte den Dollar 
schwächen und zu Verwerfungen an den 
Finanzmärkten führen. 
 
Auch der iranische Notenbankchef Ebra-
him Sheibany hatte in einem Zeitungs-
interview gesagt, Iran habe „mögli-
cherweise keine andere Wahl“, einen 
Teil seiner Währungsreserven von US-
Dollar in Euro umzuschichten. 
 
Indes vertrat Bundesbankpräsident Axel 
Weber die Auffassung, die Ankündigung 
Teherans sollte keine Unruhe auslösen. 
„Man sollte dem wirklich gelassen ent-
gegen sehen, was es hier an Diskussio-
nen gibt“, sagte Weber am Rande der 
IWF-Jahrestagung. Es gebe weltweit ei-
ne deutliche Dynamik bei den Währungs-
reserven einiger Schwellenländer. Zu 
den Positionen einzelner Länder wolle 
er sich jedoch nicht äußern. Er ver-
wies nur darauf, dass die internatio-
nale Rolle des Euro dazu geführt habe, 
dass Schwellenländer neben dem US-
Dollar auch den Euro als internationa-
le Reservewährung nutzten. Dies sei 
auch ein Zeichen dafür, dass der Euro 
sowohl im internationalen Handel als 
auch an den Finanzmärkten eine zuneh-
mende Rolle spiele.  
 
 
Öl-Vertrag mit Japan fast unter-
schriftsreif 
 
Die Verhandlungen Irans mit der japa-
nischen Gesellschaft Inpex über die 
Erschließung neuer Erdölquellen im Ge-
biet Azadegan stehen offenbar kurz vor 
dem Abschluss. Beide Seiten erklärten, 
dass sie von der Unterzeichnung des 
Vertrages „um nur noch wenige Schritte 
entfernt“ seien. Azadegan gehört zu 
den größten Ölgebieten der Welt, die 
noch nicht erschlossen sind. 
 
Es gilt als sicher, dass der Vertrags-
abschluss auf heftigen Widerstand der 
USA, die Wirtschaftssanktionen gegen 
Iran fordern, stoßen wird. Japan 
scheint jedoch entschlossen zu sein, 

dem Druck aus Washington nicht nach-
zugeben. 
 
Iran ist viertgrößte Erdölproduzent 
der Welt und Japans Wirtschaft ist e-
xistenziell auf den Import von Öl an-
gewiesen. Bereits 2004 hatten die bei-
den Länder über die Erschließung von 
Azadegan zu verhandeln begonnen. Diese 
scheiterten jedoch, weil sie sich über 
die Modalitäten der Finanzierung nicht 
einigen konnten. Nun scheinen die Hin-
dernisse beseitigt worden zu sein. 
„Wir haben nun Einigung erzielt, so 
dass über die Frage der Finanzierung 
keine Differenzen mehr bestehen“, sag-
te Irans Vertreter bei der OPEC, Hus-
sein Kazempur Ardebili. 
 
Nach Einschätzung von Experten liegt 
die Höhe der Investitionen für dieses 
Projekt bei zwei Milliarden Dollar. Es 
wird angenommen, dass etwa 26 Milliar-
den Barrel Öl in Azadegan lagern und 
2008 mit der Produktion begonnen wer-
den könnte. Das Gebiet liegt im Süd-
westen Irans.  
 
 
Total will trotz US-Drohungen weiter 
in Iran investieren 
 
Der französische Ölkonzern Total will 
trotz massiven Drucks aus den USA wei-
terhin in Iran investieren. Angesichts 
des weltweit steigenden Energiebedarfs 
sei es unmöglich, Iran mit dem zweit-
größten Vorkommen der Welt bei Öl und 
Gas zu vernachlässigen, sagte Total-
Chef Thierry Desmarest der „Financial 
Times“. Aus Sicht von Total würden von 
der US-Regierung angedrohte Sanktionen 
gegen Unternehmen, die mit Iran zusam-
menarbeiten, nur für Konzerne aus den 
Vereinigten Staaten gelten. Der viert-
größte Energiekonzern der Welt sehe 
sich lediglich an Beschlüsse Frank-
reichs, der EU oder der UNO gebunden, 
falls diese Sanktionen gegen Iran ver-
hängen sollten. 
 
Total führt zurzeit Gespräche über ei-
ne Beteiligung an einem Projekt zur 
Ölförderung in Iran im Wert von zwei 
Milliarden Dollar, das demnächst von 
Japan und Iran vereinbart werden soll. 
(siehe vorhergehende Meldung.) Wenn 
Total dort einstiege, werde es sich 
aber nur um eine „kleine Beteiligung“ 
handeln, sagte Desmarest. Darüber hin-
aus ist Total in Iran bereits seit 
1999 an der Förderung im Ölfeld Balal 
im Persischen Golf sowie an einem 
Flüssiggas-Projekt beteiligt. 
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Deutscher Außenhandel warnt vor Sank-
tionen gegen Iran 
 
Der Bundesvorstand des Deutschen Groß- 
und Außenhandels (BGA) warnt vor Wirt-
schaftsstrafen gegen Iran. „Wir soll-
ten politische Probleme mit politi-
schen Mitteln lösen und nicht mit 
wirtschaftlichen“, sagte BGA-Präsident 
Anton Börner der Zeitung „Die Welt“. 
Bei Sanktionen gebe es regelmäßig nur 
Verlierer, dazu zählen in diesem Fall 
neben der iranischen Bevölkerung auch 
die deutsche Wirtschaft und insbeson-
dere der Mittelstand. Zugleich stellte 
Börner klar: „Wenn die UNO Sanktionen 
gegen Iran verhängt, werden wir uns 
daran halten.“ 
 
Börner wies auf die positive Wirkung 
der Wirtschaftsbeziehungen hin: „Wir 
haben sehr viele Kontakte in den Iran. 
Durch den engen Austausch und die Zu-
sammenarbeit können wir langfristig 
auch Einfluss auf die Entwicklung des 
Landes nehmen.“ Der Einfluss der Wirt-
schaft heiße immer: Freiheit und Plu-
ralität. „Wenn wir Iran isolieren, 
dann nehmen wir uns natürlich diese 
Möglichkeit.“ 
 
 
Weniger Touristen in Iran 
 
Wie die Nachrichtenagentur ISNA be-
richtet, ist die Zahl der Touristen, 
die Iran besuchen, infolge der Unruhen 
im Nahen Osten sowie der Konflikte I-
rans mit der Außenwelt in letzter Zeit 
kontinuierlich zurückgegangen. Ebrahim 
Purfaradj, Leiter des Verbands irani-
scher Tourismusunternehmen, zeigte 
sich in einem Gespräch mit ISNA „sehr 
unzufrieden“ mit der jüngsten Entwick-
lung. Der Rückwärtstrend zeige sich 
nicht nur bei den europäischen Touris-
ten; auch aus den Ländern Asiens kämen 
immer weniger Touristen nach Iran, 
sagte Purfaradj. Statt großer Touris-
tengruppen kämen nur noch kleinere 
Gruppen. Zahlreiche Gesellschaften 
hätten die Buchungen annulliert. 
 
Der Tourismus stehe in direktem Zusam-
menhang mit der politischen Entwick-
lung, erklärte Pourfaradj. Wenn die 
Lage der Region sich beruhigen würde 
und die Verhandlungen Irans mit dem 
UN-Sicherheitsrat zu einem positiven 
Ergebnis führen würden, könnte man 
auch in diesem Bereich eine Wende zum 
Positiven erwarten. Sein Verband sei 
bemüht, vor allem in asiatischen Staa-
ten für Reisen nach Iran zu werben, 

spürbare Ergebnisse seien jedoch bis-
lang nicht erzielt worden. 
 
 
35 Prozent der Iraner besitzen Para-
bolantennen 
 
General Ahmad Ruzbahani, verantwort-
lich für die Abteilung „Kampf gegen 
gesellschaftliche Verderbnisse“ bei 
den iranischen Streitkräften, sagte, 
35 Prozent der iranischen Bevölkerung 
seien im Besitz einer Parabolantenne 
und hätten damit Zugang zu ausländi-
schen Fernsehsendern. 
 
Es ist das erste Mal, dass die irani-
sche Staatsführung eingesteht, dass 
ein so hohes Interesse an ausländi-
schen Fernsehsendern in der Bevölke-
rung vorhanden ist. Die Äußerung ist 
umso bemerkenswerter, wenn man in Be-
tracht zieht, dass die Nutzung von Pa-
rabolantennen verboten ist und die i-
ranischen Ordnungskräfte seit Wochen 
landesweit dabei sind, die Antennen 
einzusammeln.  
 
Nach Angaben Ruzbahanis habe die Poli-
zei seit März dieses Jahres 110 000 
Antennen von den Dächern entfernt. Er 
gab jedoch zu, dass es den Ordnungs-
kräften bisher in der Hauptstadt Tehe-
ran lediglich gelungen ist, fünf Pro-
zent der vorhandenen Antennen einzu-
sammeln. 
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III. Außenpolitik 
 
Ahmadinedschad auf der UN-
Vollversammlung / Rede-Zusammenfassung  
 
Irans Staatspräsident Mahmud Ahmadi-
nedschad trat am 19. September zum 
zweiten Mal vor die UN-
Vollversammlung. Während er die atoma-
ren Aktivitäten Irans als „transpa-
rent, friedlich und unter Beobachtung 
der Internationalen Atomenergiebehörde 
(IAEA) bezeichnete, warf er vor allem 
den USA und Großbritannien vor, durch 
den Bau modernster Massenvernichtungs-
waffen eine große Gefahr für die 
Menschheit darzustellen. Hier eine Zu-
sammenfassung der Rede: 
 
Heute streben Menschen in aller Welt 
nach Gerechtigkeit und Menschlichkeit, 
sie wollen eine saubere Welt, eine 
Welt voller Liebe. Doch was heute auf 
der Welt geschieht ist des Menschen 
nicht würdig. Gott hat die Menschen 
nicht geschaffen, damit einige Wenige 
andere unterdrücken, damit einige 
Kriege führen, um Rohstoffe zu rauben 
und ihren Machtbereich zu erweitern, 
während andere in Armut und Elend ihr 
Dasein fristen, damit sie einige tau-
sende Kilometer von ihrer Heimat ent-
fernt andere Länder besetzen, sich in 
ihre Angelegenheiten einmischen, die 
Kontrolle über deren Ölquellen über-
nehmen, während andere in ihrer eige-
nen Heimat durch Bomben getötet wer-
den, ihre Kinder auf den Straßen ums 
Leben kommen und ihre Häuser dem Erd-
boden gleichgemacht werden. 
 
Die Frage ist, bei wem sich die Ge-
schädigten beschweren können. Wo in 
der Welt gibt es eine Instanz, die die 
Rechte dieser Menschen verteidigen 
könnte? 
 
Manche Mächte in der Welt erklären mit 
Stolz, dass sie über die zweite und 
dritte Generation von Atombomben ver-
fügen. Dienen diese Waffen etwa der 
Demokratie, oder sind sie dafür ge-
schaffen, um andere Länder zu bedro-
hen? Sollte man nicht statt mörderi-
scher Waffen Gerechtigkeit, Moral und 
Vernunft verbreiten?  
 
Die Lage im Irak 
 
Irak ist seit drei Jahren besetzt. Es 
vergeht kein Tag, an dem nicht hunder-
te Menschen getötet werden. Die Besat-
zer sind nicht in der Lage, Ordnung 
und Sicherheit herzustellen. Im Gegen-
teil, unsichtbare Kräfte sind dabei, 

die Konflikte zu schüren, um die Fort-
setzung der Besatzung zu legitimieren. 
Was können die Menschen im Irak tun, 
an welche Instanz könnten sie sich 
wenden? Ist der UNO-Sicherheitsrat in 
der Lage, im Irak Frieden herzustel-
len? Kann der Rat gerechte Beschlüsse 
fassen, wenn die Besatzer selbst zu 
den Mitgliedern des Rats gehören? 
 
Die Lage in Palästina 
 
Die heutigen Probleme Palästinas haben 
ihre Wurzeln im Zweiten Weltkrieg. Da-
mals wurde unter dem Vorwand, einem 
Teil der Hinterbliebenen der Kriegsop-
fer Schutz und Heimat zu gewähren, Pa-
lästina besetzt und Millionen Menschen 
wurden aus ihrer Heimat vertrieben. 
Und dann kamen auch andere Menschen 
aus anderen Teilen der Welt, die vom 
Krieg überhaupt nicht betroffen waren, 
hinzu und bildeten einen Staat. Das 
ist eine große Katastrophe, die in der 
Geschichte ihres Gleichen sucht. Noch 
heute leben die Vertriebenen in 
Flüchtlingslagern, viele von ihnen ha-
ben die Hoffnung auf die Rückkehr in 
ihre Heimat mit ins Grab genommen. 
Gibt es für diese Katastrophe, für 
dieses Unrecht, eine Logik? Die Argu-
mente der Besatzer Palästinas sind so 
schwach, dass sie keine Diskussion ü-
ber die Vorgänge erlauben wollen. Käme 
die Wahrheit ans Licht, gebe es für 
die Existenz dieses Regimes (in Isra-
el) keine Legitimation.  
 
Damit aber nicht genug. Dieses Regime 
hat vom ersten Tag an als eine aggres-
sive Macht die Nachbarn bedroht, Krie-
ge geführt und die Völker zu unterdrü-
cken und zu spalten versucht. Das ist 
die Wahrheit und kein Mythos. Noch 
wichtiger ist, dass dieses Regime auch 
noch von außen unterstützt wird. 
 
Demgegenüber wird das palästinensische 
Volk allein gelassen. Keine Instanz, 
nicht einmal der UN-Sicherheitsrat, 
gewährt ihm Schutz. Und wenn dieses 
Volk demokratisch seine Regierung 
wählt, werden die Mitglieder dieser 
Regierung vor aller Augen gefangen ge-
nommen und ins Gefängnis gesteckt. 
Wieso unternimmt der Sicherheitsrat 
nichts dagegen? Auch in Libanon wurden 
33 Tage lang Bomben auf die Bevölke-
rung geworfen und 1,5 Millionen Men-
schen zur Flucht getrieben, aber die 
UNO schaute zu und war nicht in der 
Lage, gleich in den ersten Tagen einen 
Waffenstillstand durchzusetzen. Warum 
nicht? Weil die Aggressoren und deren 
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Unterstützer selbst im Sicherheitsrat 
sitzen. 
 
Der Konflikt um das iranische Atompro-
gramm 
 
Die Islamische Republik ist Mitglied 
des Atomwaffensperrvertrags. Alle un-
sere atomaren Aktivitäten sind trans-
parent, friedlich und stehen unter der 
Aufsicht der Internationalen Atombe-
hörde. Warum will man uns unsere Rech-
te verwehren? Welche Staaten sind ge-
gen unser Atomprogramm? Es sind vor 
allem jene Staaten, die selbst den a-
tomaren Brennstoff herstellen, auch 
jene, die Atombomben bauen und sie 
auch schon eingesetzt haben. Welche 
Instanz ist für diese Ungerechtigkeit 
zuständig? Es gibt Gegner des irani-
schen Atomprogramms, die im Sicher-
heitsrat sitzen und den Rat für ihre 
Interessen instrumentalisieren. Ver-
liert der Rat nicht dadurch seine Le-
gitimation, sein Ansehen? 
 
Wir sehen, dass überall Recht und Ge-
rechtigkeit den Interessen großer 
Mächte geopfert werden. Viele Staaten 
werden ungleich und ungerecht behan-
delt. Die Behauptung, Menschenrechte 
und Demokratie schützen zu wollen, 
gilt solange, wie diese Werte für ei-
gene Interessen instrumentalisiert 
werden können. Es scheint, dass der 
UN-Sicherheitsrat nur zum Schutz der 
Interessen bestimmter Mächte exis-
tiert. Das ist für die Staatengemein-
schaft eine Katastrophe. Es gibt eini-
ge wenige Mächte, die ihre Meinung ge-
gen 180 Staaten durchsetzen, sich als 
Verwalter, als Besitzer der Welt be-
trachten und andere Staaten als zweit-
rangig behandeln. Die Frage ist, was 
die UNO dagegen unternehmen könnte, 
wenn sie feststellen würde, dass zum 
Beispiel die USA oder Großbritannien, 
die zu den ständigen Mitgliedern des 
Sicherheitsrats gehören, unter Miss-
achtung internationalem Rechts andere 
Länder okkupieren? Kann sie etwas da-
gegen unternehmen? Ist so etwas bisher 
schon einmal vorgekommen?    
 
Umgekehrt haben wir schon oft gesehen, 
dass die großen Mächte im Falle eines 
Konflikts mit einem anderen Staat die 
UNO einschalten, dass sie selbst 
zugleich die Rolle des Staatsanwalts 
und des Richters übernehmen, Urteile 
fällen und sie auch vollstrecken. Ist 
das gerecht? Gibt es bessere Beispiele 
für Ungerechtigkeit und Unterdrückung 
als diese? 
 

Wie lange soll dieser Zustand fortdau-
ern? Man sieht, dass die Struktur der 
UNO, die ein Erbe des Zweiten Welt-
kriegs ist, für die Lösung der Proble-
me unserer Generationen nicht mehr ge-
eignet ist. Solange die UNO nicht tat-
sächlich eine demokratische Vertretung 
der Staatengemeinschaft darstellt, so-
lange einige Großmächte das Veto-Recht 
missbrauchen können, um ihre Interes-
sen durchzusetzen, wird die Weltorga-
nisation nicht die Legitimität erlan-
gen, die sie zur Lösung internationa-
ler Probleme benötigt. Die UNO muss 
dringend reformiert werden. Das ist 
die Aufgabe der UN-Vollversammlung, 
des höchsten Organs der Staatengemein-
schaft. Kurzfristig müssen zumindest 
die Blockfreien Staaten, die Konferenz 
Islamischer Staaten und Afrika als Ve-
to-Mächte und ständige Mitglieder in 
den Sicherheitsrat aufgenommen werden. 
 
Die Welt muss gerecht werden. Es darf 
zwischen den Bürgern aus Asien, Afri-
ka, Europa und Amerika keinen Unter-
schied geben. Alle sechs Milliarden 
Menschen auf der Erde müssen dieselben 
Rechte genießen.  
 
Eine kleine Anmerkung von uns: Wenn 
Ahmadinedschad diese Devisen für sein 
eigenes Land akzeptieren und sein ei-
genes Volk nicht tagtäglich knebeln 
und brutal unterdrücken würde, wenn 
die Menschen in Iran ihre Meinung frei 
äußern dürften, ohne Gefängnisstrafe 
und Tod befürchten zu müssen, könnte 
man meinen, dass seine Äußerungen 
nicht populistisch, sondern ehrlich 
gemeint sind. 
 
 
Neue Entwicklung im Atomkonflikt 
 
Das Katz-und-Maus-Spiel um den irani-
schen Atomkonflikt geht weiter. Neu 
ist, dass sich die am Konflikt betei-
ligten EU-Staaten, allen voran Frank-
reich, zögernd von der amerikanischen 
Strategie, den Druck auf Teheran durch 
Sanktionen zu erhöhen, trennen und der 
Diplomatie den Vorrang geben. Frank-
reichs Staatspräsident Jacques Chirac 
bekräftigte am 18. September seinen 
zuvor geäußerten Vorschlag, ohne Vor-
bedingungen Verhandlungen mit Teheran 
aufzunehmen. Die Verhandlungen soll-
ten, Irans Wunsch gemäß, ohne Ein-
schaltung des UN-Sicherheitsrats auf-
genommen werden, sagte Chirac. Wenn 
die fünf Vetomächte im Sicherheitsrat 
und Deutschland auf die Einschaltung 
des Sicherheitsrats verzichteten und 
Iran die Uran-Anreicherung einstelle, 
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erlaube das Verhandlungen zwischen Te-
heran und den sechs Ländern, die sich 
um ein Einlenken Irans bemühen.    
 
Chirac schlug dabei als erster europä-
ischer Politiker ausdrücklich ein ab-
gestuftes Vorgehen vor, bei dem das 
Aussetzen der Urananreicherung keine 
Vorbedingung für den Beginn von Ver-
handlungen bilden soll. „Zuerst müssen 
wir eine Tagungsordnung finden, dann 
Verhandlungen beginnen“, sagte Chirac. 
„Und ich schlage vor, dass einerseits 
die sechs Länder während der Verhand-
lungen darauf verzichten, den Sicher-
heitsrat anzurufen, und Iran während 
dieser Zeit kein Uran anreichert“, er-
läuterte er seinen Vorschlag. 
 
„Man kann Lösungen durch den Dialog 
finden“, er sei nicht pessimistisch, 
sagte Chirac vor der Abreise zur UN-
Vollversammlung in New York. Sanktio-
nen habe er noch nie wohlwollend ge-
genüber gestanden und nie gesehen, 
„dass Sanktionen gegriffen haben“. 
 
Die Hoffnung, eine Lösung ließe sich 
auf dem diplomatischen Weg erreichen, 
brachte ein Treffen zwischen Irans 
Verhandlungsführer Ali Laridschani und 
dem EU-Außenbeauftragten Javier Solana 
am 11. September in Wien. Nach insge-
samt siebenstündigen Sondierungen sag-
te Laridschani vor Journalisten: „Vie-
le Missverständnisse wurden ausge-
räumt.“ Er sprach von einem „viel di-
mensionalen Thema“. „Es geht nicht nur 
um wirtschaftliche und politische As-
pekte“, sagte er. „Wir wollen für ein 
bestimmtes Thema eine bestimmte Lösung 
finden. Unsere Lösung soll allumfas-
send sein und alle Probleme gleichzei-
tig beseitigen. Wir wollen das Problem 
nicht löschen, sondern lösen.“ Auch 
Solana meinte: „Die Bemühungen waren 
es wert.“ 
 
Der zurzeit amtierende EU-
Ratspräsident, Finnlands Regierungs-
chef Matti Vanhanen, sagte, Solana ha-
be dem europäisch-asiatischen ASEM-
Gipfel berichtet, dass er „äußerst 
ernste Verhandlungen“ mit Teheran füh-
re. „Es ist eine gute Chance, diese 
Diskussion weiterzuführen. Die EU wird 
dabei eine sehr aktive Rolle spielen.“ 
 
Zur selben Zeit bestand die US-
Regierung weiterhin auf Sanktionen. 
Nach den Worten des US-Außenministerin 
Condoleezza Rice sollte Iran zunächst 
mit finanziellen Sanktionen belegt 
werden. Es gehe vorerst nicht um einen 
Stopp der iranischen Ölexporte, sagte 

sie am 11. September im US-
Fernsehsender CNN. Allerdings könne 
der Zugang Irans zu den internationa-
len Finanzmärkten eingeschränkt wer-
den. So könnte das Land seine Einkünf-
te aus dem Ölgeschäft nicht mehr anle-
gen. Damit könnte die Finanzierung des 
iranischen Atomprogramms gekappt wer-
den. Sie sei „sehr, sehr sicher“ dass 
es Sanktionen geben werde, die Teheran 
deutlich machen, dass es seinen bishe-
rigen Kurs nicht beibehalten könne, 
sagte Rice weiter. Die fünf ständigen 
Mitglieder im UN-Sicherheitsrat und 
Deutschland hätten eine Liste mögli-
cher Sanktionen erarbeitet, die 
Schritt für Schritt greifen könnten. 
Allerdings werde es auch weitere Ge-
spräche mit Teheran geben, betonte die 
US-Außenministerin. 
 
Auch nach dem angekündigten Vorschlag 
Chiracs insistierte Washington auf ei-
nen harten Kurs gegen Teheran. Über 
die Kernbedingungen, die die fünf UN-
Vetomächte und Deutschland dem Land 
gestellt hätten, könne nicht verhan-
delt werden, sagte Rice. Wenn die Füh-
rung in Teheran die umstrittene Uran-
anreicherung wie gefordert aussetze, 
könnten die Gespräche beginnen. „So 
einfach ist das“, betonte Rice. Der 
Sprecher des US-Präsidialamts, Tony 
Snow, erklärte: „Statt die Äußerungen 
von Ahmadinedschad zu analysieren, 
werden wir die Handlungen beurteilen.“ 
 
Ahmadinedschad hatte zuvor auf einer 
Pressekonferenz der Vereinten Nationen 
in New York gesagt, sein Land sei un-
ter „fairen und gerechten Bedingungen“ 
zu weiteren Gesprächen über einen 
Stopp der umstrittenen Urananreiche-
rung bereit. Dies waren die bisher 
deutlichsten Äußerungen der iranischen 
Führung über ein mögliches Einlenken 
beim Thema Urananreicherung. 
 
Über die weiteren Schritte sind sich 
die Veto-Mächte plus Deutschland nicht 
einige. Russland und China lehnen 
Sanktionen ab, die USA möchten so 
rasch wie möglich Sanktionen einleiten 
und die EU-Staaten schwanken zwischen 
den beiden Positionen. Aber auch die 
iranische Führung scheint sich nicht 
einig zu sein. Während die Radikal-
Islamisten nach wie vor dafür plädie-
ren, den Konflikt auszustehen und das 
Risiko von Sanktionen und möglicher-
weise militärischen Maßnahmen in Kauf 
zu nehmen, treten die Moderaten und 
Reformer für Deeskalation und Kompro-
misse ein. Dass ein weiteres Treffen 
zwischen Laridschani und Solana, auf 
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das die EU-Staaten drängten, am 27. 
September wieder einmal ohne Ergebnis 
blieb, hängt genau mit diesen Diffe-
renzen zusammen. Obwohl sowohl Ahmadi-
nedschad als auch Laridschani den An-
schein erwecken, auch über ein Ausset-
zen der Urananreicherung verhandeln zu 
wollen, ist es kaum denkbar, dass Te-
heran tatsächlich diese Forderung ak-
zeptieren wird. Selbst wenn das Land 
sich bereit erklären würde, für eine 
begrenzte Zeit von etwa zwei Monaten 
die Anreicherung auszusetzen, wäre da-
mit das Problem nicht gelöst.         
 
 
Livni: Iran „wachsende Gefahr für die 
Welt“ 
 
Israels Außenministerin Zipi Livni hat 
bei ihrer Rede auf der diesjährigen 
UN-Vollversammlung die iranische Re-
gierung als „wachsende Gefahr für die 
Welt“ bezeichnet. Die internationale 
Staatengemeinschaft habe „keine wich-
tigere Verantwortung, als sich gegen 
diese wachsende Gefahr zu stellen, 
nicht zum Wohle Israels, sondern um 
ihrer selbst willen“, sagte sie. Tehe-
ran leugne nicht nur den Holocaust und 
spreche „stolz und offen“ darüber, Is-
rael vernichten zu wollen. Die irani-
sche Führung versuche zudem, sich da-
für Waffen zu beschaffen, was die Re-
gion gefährde und die Welt bedrohe. 
Die Welt dürfe nicht mehr mit „Zöger-
lichkeiten und Ausreden“ reagieren, 
sondern müsse handeln, meinte Livni. 
 
Vor dem Sitz der UNO in New York hat-
ten nach Angaben der Veranstalter meh-
rere tausend Menschen gegen den irani-
schen Präsidenten protestiert. Zu der 
Kundgebung hatten 130 vorwiegend jüdi-
sche Organisationen aufgerufen. 
 
Auch die Präsidentin des Zentralrats 
der Juden in Deutschland, Charlotte 
Knobloch, hat eindringlich vor dem i-
ranischen Staatschef Ahmadinedschad 
gewarnt und die demokratischen Gesell-
schaften aufgefordert, gegenzusteuern. 
„Dieser Mann ist eine Bedrohung für 
die ganze Welt“, sagte sie in einer 
Rede in der Synagogen-Gemeinde in 
Köln. „Israels Feinde haben aufgerüs-
tet“, sagte Knobloch. Sie warnte die 
Europäer davor, „diesen Despoten“ zu 
unterstützen. Sie zog einen Vergleich 
zum „grausamsten Kapitel der deutschen 
Geschichte“. Auch Hitlers Buch „Mein 
Kampf“ sei anfangs nicht als das er-
kannt worden, was es gewesen sei – 
„eine Anleitung zur Realpolitik“. Sie 
könne nicht verstehen, dass Deutsch-

land normale diplomatische Beziehungen 
zu Teheran unterhalte. Es sei uner-
lässlich, dass sich die demokratische 
Welt zu Wort melde. 
 
   
Israelischer Minister für Krieg gegen 
Iran 
 
Jacob Edery, israelischer Minister für 
die Koordination mit der Knesset, 
sieht einen Krieg gegen Iran als ein-
zigen Ausweg. In einem Gespräch mit 
der Tageszeitung „Thüringer Allgemei-
ne“ sagte er, die Iraner setzten auf 
ihre militärische Stärke und dabei e-
benso auf die Ölwaffe. „Folglich 
bleibt nur eine militärische Lösung. 
Je früher, desto besser.“ US-Präsident 
George W. Bush müsse „die Arbeit zu 
Ende führen“. „Es besteht keine Chance 
mehr, durch Verhandlungen oder Druck 
des UN-Sicherheitsrats noch etwas zu 
ändern“, fügte der Minister hinzu. Die 
Bedrohungen durch Iran träfen nicht 
nur Israel, sondern ebenso den Westen. 
„Die USA müssen dieses Problem lösen 
mit ihrer gesamten Macht.“   
 
 
Ahmadinedschad diskutierte mit US-
Politikern 
 
Ungeachtet seiner markigen Worte vor 
der UN-Vollversammlung traf sich Ahma-
dinedschad anschließend mit renommier-
ten US-Politikern. Die 90-minütige 
nichtöffentliche Diskussion auf Einla-
dung des US-Rats für Auswärtige Poli-
tik war der Versuch, einen informellen 
iranisch-amerikanischen Dialog in Gang 
zu bringen. 
 
„Ich hatte das Gefühl, dass er (Ahma-
dinedschad) im Prinzip offen für Be-
ziehungen (zu den USA) ist“, sagte der 
Präsident des Rates, Richard Haas, der 
Nachrichtenagentur Reuters. Er wolle 
aber, dass die USA den ersten Schritt 
machten. Ahmadinedschad habe offenbar 
das Geben und Nehmen in der intellek-
tuellen Auseinandersetzung mit 19 Mit-
gliedern des Rats genossen, „Ein Groß-
teil der Bedeutung des Treffens liegt 
darin, dass es überhaupt stattgefunden 
hat“, sagte Haas. 
 
Informationen zufolge hatte Ahmadined-
schad auf Fragen, warum er den Holo-
caust in Zweifel ziehe, warum Iran an 
der Urananreicherung festhalte und wa-
rum einige iranische Zeitungen ge-
schlossen wurden, wenig Neues zu sa-
gen. Dennoch sprach ein Teilnehmer von 
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einem ausgewogenen und intelligenten 
Austausch. 
 
Der Rat gab die Teilnehmer des Forums 
nicht offiziell bekannt. Nach Angaben 
aus deren Reihen gehörten dazu Brent 
Scowcroft, Sicherheitsberater des frü-
heren Präsidenten George Bush, Robert 
Blackwill, früherer stellvertretender 
Sicherheitsberater des jetzigen Präsi-
denten George W. Bush sowie der frühe-
re US-Botschafter in Israel, Martin 
Indyk. Mitglieder oder Mitarbeiter der 
gegenwärtigen Regierung waren laut 
Haas nicht anwesend. 
 
Sicherlich wird sich in Iran mancher 
die Frage stellen, warum der frühere 
Staatspräsident Chatami als „Verräter“ 
bezeichnet wurde, obwohl er an neutra-
len Orten und vor einem vorwiegend is-
lamischen Publikum Vorträge gehalten 
hatte und warum nun Ahmadinedschad 
sich unwidersprochen mit Leuten tref-
fen darf, die früher oder bis vor kur-
zem in Washington an den Schalthebeln 
der Macht saßen. 
            
 
Annan in Teheran 
 
Nach den Worten des UN-
Generalsekretärs Kofi Annan ist Iran, 
auch nach Ablauf des  Ultimatums des 
UN-Sicherheitsrats nicht bereit, sein 
Atomprogramm einzustellen und die U-
rananreicherung auszusetzen. Dies 
teilte Annan nach seinem Gespräch mit 
dem iranischen Staatspräsidenten Mah-
mud Ahmadinedschad der Presse am 3. 
September in Teheran mit. Iran sei 
zwar zu Verhandlungen bereit, weigere 
sich jedoch die vom UN-Sicherheitsrat 
geforderten Vorbedingungen zu akzep-
tieren. 
 
Annan hielt sich zu einem zweitägigen 
Besuch in Teheran auf. Ziel seiner 
Reise war, Iran für die Unterstützung 
der UN-Resolution zur Beendigung des 
Krieges in Libanon zu gewinnen und im 
Streit um  sein Atomprogramm einzulen-
ken. Sein erstes Ziel konnte der Gene-
ralsekretär erreichen. Wie er der 
Presse mitteilte, habe Ahmadinedschad 
seine „volle Unterstützung“ für die 
Resolution 1701 des UN-Sicherheitsrats 
betont. Zugleich habe er erklärt, dass 
der Iran alles tun werde, um die „ter-
ritoriale Integrität und die Unabhän-
gigkeit des Libanon“ zu unterstützen. 
„Teheran wird mit uns zusammenarbei-
ten, um den Libanon in einer gemeinsa-
men Anstrengung wieder aufzubauen“, 
sagte Annan. 

 
Am Vortag hatte sich Annan bereits mit 
Außenminister Manzchehr Mottaki, dem 
Atomverhandlungsführer Ali Laridschani 
und Ex-Staatspräsidenten Haschemi Raf-
sandschani getroffen. Auch bei diesen 
Gesprächen erhielt Annan für die Liba-
non-Resolution Zustimmung. Die irani-
sche Führung sei der Überzeugung, dass 
die UNO „bei der Schaffung von Frieden 
im Grenzgebiet“ einen Beitrag leisten 
könne, sagte Außenminister Mottaki. Er 
warnte aber zugleich vor jeglichem 
Versuch, das Mandat der UNIFIL auszu-
weiten. Dies würde „Spannungen schaf-
fen“, sagte er. Damit sprach sich der 
Minister gegen die Forderung der USA 
und Israels aus, die Blauhelme sollten 
auch zur Entwaffnung der Hisbollah 
eingesetzt werden. 
 
Bezüglich der Forderung an den Iran, 
sein Atomprogramm einzustellen, kehrte 
Annan mit leeren Händen zurück. Er 
hatte sich vor seinem Abflug nach Te-
heran in einem Interview mit der fran-
zösischen Tageszeitung Le Monde gegen 
Sanktionen ausgesprochen. „Es gibt Au-
genblicke, wo ein wenig Geduld sehr 
viel ausrichtet“, sagte er. Geduld sei 
eine Qualität, die häufiger eingesetzt 
werden sollte. „Ich glaube nicht, dass 
Sanktionen die Lösungen für alle Prob-
leme sind.“ 
 
Auch die EU wirkte im iranischen Atom-
streit ziemlich ratlos. Nach einem in-
formellen Treffen der EU-Außenminister 
am 2. September im finnischen Lappeen-
ranta sagte Bundesaußenminister Stein-
meier, Iran könne nicht am Verhand-
lungstisch sitzen und „täglich neue 
Fakten auch in Gestalt des Neubaus von 
Zentrifugen“ schaffen. „Wir von uns 
aus schlagen die Tür nicht zu, aber 
wir brauchen ein Signal des Entgegen-
kommens aus dem Iran.“ 
 
EU-Außenbeauftragter Javier Solana er-
klärte, Iran stehe noch ein „kurzer“ 
Zeitraum zur Verfügung, um zu zeigen, 
dass er ernsthaft an Gesprächen inte-
ressiert sei. Wie lange die Frist sein 
soll, sagte Solana nicht und er sagte 
ebenso wenig, was die EU bzw. der Si-
cherheitsrat tun werden, wenn Iran 
nicht nachgeben würde. Russland und 
China hatten sich gegen Sanktionen 
ausgesprochen, während die USA ein 
hartes Vorgehen forderten. EU-
Kommissionspräsident Jose Manuel Bar-
roso schloss für den Augenblick Waf-
fengewalt gegen den Iran aus. „Wir er-
wägen diese Möglichkeit noch nicht“, 
sagte er.    
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IAEA protestiert scharf gegen US-
Bericht zum iranischen Atomprogramm  
 
Die Internationale Atombehörde (IAEA) 
hat den Bericht des Geheimdienstaus-
schusses im US-Kongress über das ira-
nische Atomprogramm auf das Schärfste 
kritisiert. Teile des Berichts seien 
„falsch und irreführend“, hieß es in 
einem Brief der Inspektoren an den 
Vorsitzenden des Ausschusses. Der 29 
Seiten umfassende Bericht vom 23. Au-
gust enthalte gravierende Verdrehun-
gen. Die Darstellung, Iran habe Uran 
bis hin zur Waffenfähigkeit angerei-
chert, sei falsch. Der Bericht enthal-
te außerdem die irreführende Behaup-
tung, die IAEA habe einen leitenden 
Inspektor abgezogen, weil dieser zu 
dem Schluss gekommen sei, das irani-
sche Atomprogramm sei für den Bau von 
Waffen bestimmt. Der Brief wurde von 
einem ranghohen Mitarbeiter von IAEA-
Generaldirektor El Baradei abge-
schickt. 
 
Ein Sprecher des Geheimdienstausschus-
ses wies den Protest am 16. September 
zurück. Es gebe keinen wirklichen Feh-
ler in dem Bericht, sagte der Spre-
cher. In dem Dossier habe lediglich in 
einer Bildunterschrift gestanden, dass 
Iran waffenfähiges Material herge-
stellt habe. Das sei zwar tatsächlich 
so nicht richtig. Die Aussage gehöre 
aber nicht zum eigentlichen Haupttext 
des Berichts. Der Ausschuss werde noch 
darüber entscheiden, ob er auf den Be-
schwerdebrief der Internationalen A-
tombehörde reagieren werde. 
  
Der Protest erinnert an die Auseinan-
dersetzungen zwischen der IAEA und der 
US-Regierung im Vorfeld des Irak-
Krieges, als Washington behauptete, 
Irak verfüge bereits über Massenver-
nichtungswaffen, was sich später als 
falsch erwies. Ein westlicher Diplomat 
sagte der Agentur Reuters zufolge: „Da 
werden Fakten verdreht und Versuche 
gemacht, die Integrität der Inspekto-
ren der IAEA zu zerstören.“ Die USA 
haben wiederholt durchblicken lassen, 
dass El Baradei zu nachsichtig mit I-
ran umgehe. 
 
 
Blockfreie unterstützen Irans Atompro-
gramm 
 
Der Gipfel der Blockfreien Staaten in 
Havanna ging mit einer ausdrücklichen 
Unterstützung des iranischen Atompro-

gramms und scharfer Kritik an die USA 
am 17. September zu Ende. Die Dele-
gierten der 118 Mitgliedsstaaten for-
derten zugleich mehr Einfluss im UN-
Sicherheitsrat. Trotz der gemeinsamen 
Erklärung wurden jedoch auch unter-
schiedliche Auffassungen deutlich. 
Während Kuba, Iran, Nordkorea und Ve-
nezuela die Vormachtstellung der USA 
kritisierten, riefen Indien und Malay-
sia zur Mäßigung auf. 
 
Kubas Außenminister Felipe Perez Roque 
erklärte, die Blockfreien Staaten „ha-
ben das Recht auf eine friedliche Nut-
zung der Atomenergie“. Diese Position 
brachten die 56 anwesenden Staats- und 
Regierungschefs sowie hochrangige Ver-
treter der übrigen Mitgliedsstaaten 
aus Asien, Afrika und Lateinamerika in 
der Abschlusserklärung zum Ausdruck. 
 
Irans Präsident Mahmud Ahmadinedschad 
bezeichnete die USA als die eigentli-
che „atomare Bedrohung“. Die USA ver-
suchten, das friedliche Atomprogramm 
Irans zu verhindern, obwohl sie selbst 
„Atombomben der dritten Generation, 
Neutronenbomben und intelligente Atom-
bomben“ produzierten, sagte er. Die 
Abschlusserklärung des zweitägigen 
Treffens umfasste auch eine Kampfansa-
ge an den Terrorismus und eine Verur-
teilung Israels wegen seiner Politik 
gegenüber den Palästinensern und dem 
Libanon.   
 
Malaysias Ministerpräsident Abdullah 
Badawi erklärte indes, dass es unter 
den Blockfreien durchaus unterschied-
liche Auffassungen gebe und es sich 
bei dem Treffen nicht um einen „Gipfel 
gegen die USA“ gehandelt habe. Indiens 
Ministerpräsident Singh rief ange-
sichts der Kritik an die USA zu „Mäßi-
gung, Eintracht und Vernunft“ auf.  
 
 
Proteste gegen Papst-Äußerungen 
 
Irans Staatspräsident Mahmud Ahmadi-
nedschad hat eine Analyse der Bemer-
kungen von Papst Benedikt XVI. zum Is-
lam und dessen Verbindung zu Gewalt 
gefordert. „Die Bemerkungen sollten 
zunächst von Theologen und Islamwis-
senschaftlern analysiert werden“, sag-
te er dem staatlichen Fernsehen zufol-
ge am Rande des Gipfeltreffens der 
Blockfreien Staaten in Havanna. Er be-
zeichnete den Islam als eine „friedli-
che, schöne und vollkommene Religion“.  
 
Auch andere Gremien in Iran haben in 
Erklärungen den Papst aufgefordert, 
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sich mehr mit dem Islam und dessen 
Kriterien zu befassen. Der neue Spre-
cher des Außenministeriums, Mohammad 
Ali Hosseini, forderte den Papst auf, 
um jegliche Missverständnisse in der 
islamischen Welt auszuräumen, seinen 
Standpunkt zu Islam und Gewalt 
schnellstens zu revidieren. „Damit 
könnte die Solidarität innerhalb der 
Religionen wieder hergestellt werden“, 
sagte er. Alle Religionen hätten ge-
meinsame Wurzeln und solche Bemerkun-
gen seitens eines religiösen Führers 
seien daher „ein großer Fehler“. „Ge-
rade in der jetzigen Phase könnte man 
solche Bemerkungen als „bedenklich und 
politisch motiviert interpretieren“, 
sagte Hosseini. 
 
Wesentlich schärfer kritisierte Revo-
lutionsführer Ali Chamenei die Worte 
des Papstes. Die Passagen der Regens-
burger Rede seien das „letzte Glied 
eines Komplotts für einen Kreuzzug“, 
sagte Chamenei in einer Ansprache. Er 
stellte einen Zusammenhang zur Veröf-
fentlichung der „beleidigenden“ Kari-
katuren des Propheten Mohammed und zu 
Äußerungen westlicher Politiker her. 
 
Auch nachdem der Papst sein Bedauern 
darüber ausdrückte, dass sich Muslime 
durch seine Rede verletzt gefühlt ha-
ben, forderte Teheran eine eindeutige-
re Entschuldigung. Der Papst müsse 
noch klarer zum Ausdruck bringen, dass 
seine Äußerungen falsch übermittelt 
worden seien und diese so schnell wie 
möglich korrigieren, sagte Regierungs-
sprecher Hosseini. 
 
 
Ausmaß des Holocaust bezweifelt 
 
Irans Außenamtssprecher Hamid Resa As-
sefi hat das Ausmaß der Ermordung von 
Millionen Juden in Deutschland während 
des Zweiten Weltkriegs in Zweifel ge-
zogen. „Ich habe einige der Lager in 
Deutschland und in Polen gesehen, als 
ich Botschafter war, und meiner Mei-
nung nach ist das sehr übertrieben“, 
sagte Assefi vor Journalisten in Tehe-
ran. Die Zahl der Holocaust-Opfer sei 
„weit entfernt“ von dem, was veröf-
fentlicht worden sei. 
 
Nach Angaben der iranischen Regierung 
wird die seit langem geplante und 
mehrmals verschobene Holocaust-
Konferenz am 11. und 12. Dezember in 
Teheran stattfinden. An der Konferenz 
sollen auch Experten aus dem Ausland 
teilnehmen. 
  

 
USA verweigern iranischen Journalisten 
die Einreise 
 
Die USA haben 15 iranischen Journalis-
ten, die Präsident Ahmadinedschad zur 
UN-Vollversammlung nach New York be-
gleiten wollten, die Einreise verwei-
gert. Bereits eine Wochen zuvor hatte 
Washington den Visumsantrag des irani-
schen Innenministers Mostafa Pur Mo-
hammadi abgelehnt. Dasselbe galt für 
den Parlamentspräsidenten Gholam Ali 
Haddad Adel, der an einer UN-
Veranstaltung in New York teilnehmen 
wollte. 
 
Sollte die „unangemessene Haltung“ der 
USA fortbestehen, könnten den US-
Medien in Iran Beschränkungen aufer-
legt werde, drohte ein Vertreter des 
Kultusministeriums laut einer Meldung 
der Nachrichtenagentur IRNA. Iranische 
Medien zitierten einen Sprecher des 
Außenministeriums in Teheran mit den 
Worten, die USA missbrauchten ihren 
Status als Gastgeber der Vereinten Na-
tionen und schwächten durch ihr Ver-
halten die UNO.    
 
 
Freiburg will Partnerschaft mit Isfa-
han fortsetzen 
 
Trotz des Atomkonflikts mit Iran hält 
der Freiburger Oberbürgermeister Die-
ter Salomon (Grüne) an der Städtepart-
nerschaft mit der iranischen Stadt Is-
fahan fest. Ein menschlicher und kul-
tureller Austausch stärke die Reform-
kräfte in Iran und schade damit dem 
Regime von Staatspräsident Mahmud Ah-
madinedschad, sagte Salomon am 8. Sep-
tember. Die Verbindung Freiburg-
Isfahan besteht seit sechs Jahren und 
ist die einzige deutsch-iranische 
Städtepartnerschaft. 
 
„Beide Städte wollen die Partnerschaft 
aufrecht erhalten“, sagte Salomon. 
Nach den israelfeindlichen Äußerungen 
des iranischen Präsidenten und wegen 
der Auseinandersetzungen um das irani-
sche Atomprogramm sei eine Reise einer 
offiziellen Freiburger Delegation nach 
Isfahan derzeit aber ausgeschlossen. 
Sollte sich der internationale Kon-
flikt weiter verschärfen, müsse die 
Städtepartnerschaft erneut auf den 
Prüfstand. 
 
 


